


































P R Ü F U N G S V E R M E R K

des unabhängigen Prüfungsverbandes über die Prüfung zur Erlangung begrenzter Sicherheit
über die Übereinstimmung des gesonderten nichtfinanziellen Konzernberichts mit den han-
delsrechtlichen Vorschriften für den Zeitraum vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021

bei der

Evangelischen Bank eG
34117 Kassel

vom 14. Oktober 2022
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Prüfungsvermerk des unabhängigen Prüfungsverbandes über die Prüfung zur Erlan-
gung begrenzter Sicherheit über die Übereinstimmung des gesonderten nichtfinanziel-

len Konzernberichts mit den handelsrechtlichen Vorschriften

An die Evangelische Bank eG, Kassel

Wir haben auftragsgemäß den beigefügten gesonderten nichtfinanziellen Konzernbericht der
Evangelischen Bank eG (im Folgenden: Genossenschaft) für den Zeitraum vom 1. Januar
2021 bis 31. Dezember 2021 (im Folgenden „Bericht“) einer unabhängigen betriebswirt-
schaftlichen Prüfung zur Erlangung begrenzter Sicherheit hinsichtlich der Übereinstimmung
mit den relevanten Berichtskriterien unterzogen.

Nicht Gegenstand unseres Auftrags war die materielle Prüfung von produktbezogenen oder
dienstleistungsbezogenen Angaben im Bericht sowie von Verweisen auf externe Dokumen-
tationsquellen oder Expertenmeinungen sowie zukunftsbezogene Aussagen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter

Die gesetzlichen Vertreter der Genossenschaft sind verantwortlich für die Aufstellung des
Berichts in Übereinstimmung mit den relevanten Berichtskriterien. Die Genossenschaft hat
als Berichtskriterien die deutschen handelsrechtlichen Anforderungen (§ 340i Abs. 5 i. V .m.
§§ 315b Abs. 3 und 315c i. V. m. §§ 289c bis 289e HGB) zu beachten und verwendet hierzu
kein Rahmenwerk. Zu den Berichtskriterien gehören ebenfalls die Anforderungen des Arti-
kel 8 der Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18.
Juni 2020 über die Einrichtung eines Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger Investitionen
und zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/2088 (im Folgenden die „EU-Taxonomiever-
ordnung“) und die hierzu erlassenen delegierten Rechtsakten sowie mit deren eigenen in Ab-
schnitt „EU-Taxonomie-Verordnung“ des Berichts dargestellten Auslegung der in der EU-Ta-
xonomieverordnung und den hierzu erlassenen delegierten Rechtsakten enthaltenen Formu-
lierungen und Begriffe.

Diese Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Genossenschaft umfasst die Auswahl
und Anwendung angemessener Methoden zur nichtfinanziellen Berichterstattung sowie das
Treffen von Annahmen und die Vornahme von Schätzungen zu einzelnen Nachhaltigkeitsan-
gaben, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind. Ferner sind die gesetzlichen
Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie als notwendig bestimmt haben,
um die Aufstellung eines Berichts zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten
oder unbeabsichtigten – falschen Angaben ist.

Die EU-Taxonomieverordnung und die hierzu erlassenen delegierten Rechtsakte enthalten
Formulierungen und Begriffe, die noch erheblichen Auslegungsunsicherheiten unterliegen
und für die noch nicht in jedem Fall Klarstellungen veröffentlicht wurden. Daher haben die
gesetzlichen Vertreter ihre Auslegung der EU-Taxonomieverordnung und der hierzu erlasse-
nen delegierten Rechtsakte im Abschnitt „EU-Taxonomie-Verordnung“ des Berichts nieder-
gelegt. Sie sind verantwortlich für die Vertretbarkeit dieser Auslegung. Aufgrund des imma-
nenten Risikos, dass unbestimmte Rechtsbegriffe unterschiedlich ausgelegt werden können,
ist die Rechtskonformität der Auslegung mit Unsicherheiten behaftet.
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Erklärungen des Prüfungsverbandes in Bezug auf Unabhängigkeit und Qualität

Wir sind von der Genossenschaft unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen han-
delsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und wir haben unsere sonstigen berufli-
chen Pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt.

Wir als gesetzlicher Prüfungsverband Genossenschaftsverband – Verband der Regionen
e.V. wenden die nationalen gesetzlichen Regelungen und berufsständischen Verlautbarun-
gen zur Qualitätssicherung an, insbesondere die Berufssatzung für Wirtschaftsprüfer und
vereidigte Buchprüfer sowie den IDW Qualitätssicherungsstandard: Anforderungen an die
Qualitätssicherung in der Wirtschaftsprüferpraxis (IDW QS 1), die in Einklang mit dem vom
International Auditing and Assurance Board (IAASB) herausgegebenen International Stan-
dard on Quality Control 1 stehen.

Verantwortung des Prüfungsverbandes

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung ein Prüfungs-
urteil mit begrenzter Sicherheit über die Übereinstimmung des Berichts mit den Berichtskrite-
rien abzugeben.

Wir haben unsere Prüfung unter Beachtung des International Standard on Assurance Enga-
gements (ISAE) 3000 (Revised): „Assurance Engagements other than Audits or Reviews of
Historical Financial Information“, herausgegeben vom IAASB, durchgeführt.

Danach haben wir die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass wir bei kritischer Wür-
digung mit einer begrenzten Sicherheit aussagen können, dass uns keine Sachverhalte be-
kannt geworden sind, die uns zu der Auffassung gelangen lassen, dass der Bericht der Ge-
sellschaft für den Zeitraum vom 01. Januar 2021 bis 31. Dezember 2021, mit Ausnahme der
im Bericht genannten externen Dokumentationsquellen oder Expertenmeinungen, in allen
wesentlichen Belangen nicht in Übereinstimmung mit den Berichtskriterien aufgestellt wor-
den ist.

Bei einer Prüfung zur Erlangung einer begrenzten Sicherheit sind die durchgeführten Prü-
fungshandlungen im Vergleich zu einer Prüfung zur Erlangung einer hinreichenden Sicher-
heit weniger umfangreich, so dass dementsprechend eine erheblich geringere Prüfungssi-
cherheit erlangt wird. Die Auswahl der Prüfungshandlungen liegt im pflichtgemäßen Ermes-
sen des Wirtschaftsprüfers. Dies beinhaltet die Beurteilung von Risiken wesentlicher falscher
Angaben im Bericht unter Zugrundelegung der relevanten Berichtskriterien.
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Im Rahmen unserer Prüfung haben wir unter anderem folgende Tätigkeiten durchgeführt:

· Befragung von Mitarbeitern hinsichtlich der Auswahl der Themen für den nichtfinanziel-
len Konzernbericht, der Risikoeinschätzung und der für die Berichterstattung als wesent-
lich identifizierten Themen

· Befragung von Mitarbeitern, die in die Aufstellung des nichtfinanziellen Konzernberichts
einbezogen wurden, über den Aufstellungsprozess, über das auf diesen Prozess bezo-
gene interne Kontrollsystem sowie über die ausgewählten Angaben im Bericht

· Identifikation wahrscheinlicher Risiken wesentlicher falscher Angaben im nichtfinanziel-
len Konzernbericht unter Zugrundelegung der relevanten Berichtskriterien.

· Einsichtnahme in Arbeitsunterlagen
· Inhaltliche Überprüfung der geforderten Mindestangaben in einer bewusst ausgewählten
Stichprobe durch Befragungen der verantwortlichen Mitarbeiter und Einsichtnahme in
interne Dokumente

· Abgleich von Angaben in Stichproben mit den entsprechenden Daten im Konzernab-
schluss und Konzernlagebericht

· Beurteilung des Prozesses zur Identifikation der taxonomiefähigen Wirtschaftsaktivtäten
und der entsprechenden Angaben in dem Bericht.

Die gesetzlichen Vertreter haben bei der Ermittlung der Angaben gemäß Artikel 8 der EU-
Taxonomieverordnung unbestimmte Rechtsbegriffe auszulegen. Aufgrund des immanenten
Risikos, dass unbestimmte Rechtsbegriffe unterschiedlich ausgelegt werden können, sind
die Rechtskonformität der Auslegung und dementsprechend unsere diesbezügliche Prüfung
mit Unsicherheiten behaftet.

Prüfungsurteil

Auf der Grundlage der durchgeführten Prüfungshandlungen und der erlangten Prüfungs-
nachweise sind uns keine Sachverhalte bekannt geworden, die uns zu der Auffassung gelan-
gen lassen, dass der Bericht der Genossenschaft für den Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis
31. Dezember 2021 in allen wesentlichen Belangen nicht in Übereinstimmung mit den rele-
vanten Berichtskriterien aufgestellt worden ist.

Wir geben kein Prüfungsurteil zu den im Bericht genannten externen Dokumentationsquellen
oder Expertenmeinungen ab.

Verwendungszweck des Prüfungsvermerks

Wir erteilen diesen Prüfungsvermerk auf Grundlage des mit der Evangelischen Bank eG ge-
schlossenen Auftrags. Die Prüfung wurde für Zwecke der Evangelischen Bank eG durchge-
führt und der Prüfungsvermerk ist nur zur Information der Evangelischen Bank eG über das
Ergebnis der Prüfung bestimmt. Folglich ist er möglichverweise für einen anderen als den
vorgenannten Zweck nicht geeignet.
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Begrenzung der Haftung

Der Vermerk ist nicht dazu bestimmt, dass Dritte hierauf gestützt (Vermögens-)Entscheidun-
gen treffen. Unsere Verantwortung besteht allein der Evangelischen Bank eG gegenüber.
Dritten gegenüber übernehmen wir dagegen keine Verantwortung.

Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit, auch, sofern diese über-
haupt besteht, im Verhältnis zu Dritten, gelten die als Anlage zu diesem Prüfungsvermerk
beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen des Genossenschaftsverbandes – Verband
der Regionen e.V. in der Fassung vom 1. Juli 2017. Hinsichtlich der Haftung und ihrer Be-
grenzung verweisen wir auf Ziffer 9 der Allgemeinen Auftragsbedingungen des Genossen-
schaftsverbandes – Verband der Regionen e.V. in der Fassung vom 1. Juli 2017.

Düsseldorf, 14. Oktober 2022

Genossenschaftsverband – Verband der Regionen e.V.

Dirk Berkau Tobias Grollmann
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Dokument unterschrieben
von: Tobias Grollmann

Dokument unterschrieben
von: Dirk Berkau
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Allgemeine Auftragsbedingungen

Genossenschaftsverband – Verband der Regionen e.V.

vom 1. Juli 2017

1 Geltungsbereich
(1) Die nachstehenden Bedingungen gelten für alle Prüfungen und
Beratungen der Genossenschaften, die dem Verband als Mitglieder
angehören, sowie für alle sonstigen Tätigkeiten des Verbandes gegen-
über diesen Genossenschaften, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich
schriftlich vereinbart oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist. Sie
gelten sinngemäß für Aufträge von Mitgliedsunternehmen in anderer
Rechtsform (z. B. im Fall von Artikel 25 Abs. 1 EGHGB) und von Verei-
nen, die Mitglied des Verbandes sind.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen dem
Verband und der Genossenschaft herleiten, wenn dies ausdrücklich
vereinbart ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt.
Im Hinblick auf solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen
auch diesen Dritten gegenüber.

2 Gegenstand, Umfang und Ausführung der Prüfungen, Beratun-
gen und sonstigen Tätigkeiten

(1) Gegenstand der Prüfung, Beratung oder sonstigen Tätigkeit ist die zu
erbringende Leistung, nicht ein bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der
Verband übernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine
Aufgaben der Geschäftsführung. Der Verband ist für die Nutzung oder
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich.

(2) Gegenstand und Umfang der gesetzlichen Prüfung von Genossen-
schaften ergeben sich aus § 53 GenG, bei Kreditgenossenschaften
ergänzend aus § 340k HGB sowie § 29 KWG und § 89 WpHG. Für die
Konzernabschlussprüfung gilt § 14 Abs. 2 PublG, im Fall der Kreditge-
nossenschaften § 340k HGB. Gegenstand und Umfang einer sonstigen
Prüfung, Beratung oder sonstigen Tätigkeit richten sich nach den ge-
troffenen Vereinbarungen, bei Sonderprüfungen, die durch den Ver-
bandsvorstand angeordnet sind, nach dem vom Verband seinen Mitar-
beitern erteilten Auftrag.

(3) Die Prüfungen, Beratungen und sonstigen Tätigkeiten werden nach
den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. In
Einzelfällen kann sich der Verband anderer sachverständiger Personen
bedienen; diese werden gemäß Nr. 8 Abs. 1 verpflichtet.

(4) Die Prüfung erstreckt sich in der Regel nicht auf die Vornahme von
Einzeluntersuchungen zur Aufdeckung von unerlaubten Handlungen und
sonstigen Unregelmäßigkeiten, es sei denn, dass sich bei der Durchfüh-
rung der Prüfung dazu Anlass ergibt oder dies ausdrücklich schriftlich
vereinbart ist. Gegenstand der Prüfung sind in der Regel auch nicht
Einzeluntersuchungen hinsichtlich der Einhaltung steuerrechtlicher und
anderer Vorschriften, z. B. des Arbeits-, Lebensmittel-, Wettbewerbs-
und Außenwirtschaftsrechts sowie die Feststellung, ob Subventionen,
Zulagen oder sonstige Vergünstigungen in Anspruch genommen werden
können.

(5) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-
ßenden Äußerung des Verbandes, so ist er nicht verpflichtet, die Genos-
senschaft auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3 Mitwirkungspflichten
(1) Der Vorstand der Genossenschaft hat dafür zu sorgen, dass dem
Verband alle für die Ausführung der Prüfung bzw. sonstiger Aufträge
notwendigen Unterlagen und weiteren Informationen rechtzeitig und
vollständig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und Um-
ständen Kenntnis gegeben wird, die für die Durchführung der Prüfung
oder des Auftrages von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die
Unterlagen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, die
erst während der Tätigkeit des Verbandes bekannt werden. Die Genos-
senschaft wird dem Verband geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Verbandes hat der Vorstand der Genossenschaft
die Vollständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informa-
tionen sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom
Verband formulierten schriftlichen Erklärung (Vollständigkeitserklärung)
zu bestätigen.

4 Sicherung der Unabhängigkeit
Die Genossenschaft hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit
der Mitarbeiter des Verbandes gefährdet. Dies gilt für die Dauer des
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder
Übernahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene
Rechnung zu übernehmen.

5 Berichterstattung und mündliche Auskünfte
Soweit der Verband die Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstel-
lung maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich.
Sofern nichts anderes vereinbart, sind mündliche Erklärungen und
Auskünfte des Verbandes nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich
bestätigt werden. Erklärungen des Prüfers außerhalb des Prüfungsbe-
richts sind stets vorläufig. Mündliche Erklärungen und Auskünfte des
Verbandes außerhalb des erteilten Auftrages sind stets unverbindlich.

6 Weitergabe von schriftlichen Äußerungen
(1) Die Weitergabe von Prüfungsberichten oder Teilen daraus, Gutach-
ten und sonstigen Stellungnahmen – sei es im Entwurf oder in der
Endfassung – durch die Genossenschaft an einen Dritten bedarf der
schriftlichen Einwilligung des Verbandes, es sei denn, die Genossen-
schaft ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder
einer behördlichen Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung von Prüfungsergebnissen oder Stellungnahmen zu
Werbezwecken ist unzulässig.

7 Mängelbeseitigung
(1) Bei etwaigen Mängeln hat die Genossenschaft Anspruch auf Nacher-
füllung durch den Verband. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw.
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der
Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurück-
treten, wenn ein solcher vorliegt. Die Genossenschaft kann wegen eines
Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrachte Leis-
tung wegen Fehlschlagens, Unterlassen, Unzumutbarkeit oder Unmög-
lichkeit der Nacherfüllung für sie ohne Interesse ist. Soweit darüber
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss von der Genos-
senschaft unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche
nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjäh-
ren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z. B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten
und dergleichen) des Verbandes enthalten sind, können jederzeit vom
Verband auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der Äußerung des Verbandes enthaltene Ergebnisse in
Frage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten gegen-
über zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist die Genossen-
schaft vom Verband tunlichst vorher zu hören.

8 Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz
(1) Der Verband und die für ihn tätigen Personen sind verpflichtet, über
Tatsachen und Umstände, die ihnen bei ihrer Berufstätigkeit anvertraut
oder bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, soweit der Verband
nicht zur Nutzung oder Weitergabe solcher Informationen befugt ist (z. B.
anonymisierte Statistiken).

(2) Der Verband wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Daten-
schutz beachten.

(3) Er erhebt, verarbeitet und nutzt Daten der Genossenschaft im erfor-
derlichen Maße zur Durchführung des Auftrags. Eine darüber hinausge-
hende Verarbeitung und Nutzung ist dem Verband nur im Rahmen
seiner satzungsgemäßen Aufgaben (z. B. für statistische Zwecke oder
Darstellungen des Genossenschaftswesens) gestattet, soweit eine
Anonymisierung der Daten erfolgt oder diese ohnehin von der Genos-
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senschaft offen zu legen sind; betroffene Daten können insbesondere
Jahresabschlusszahlen, Umsätze, Mitarbeiterzahlen sein.

9 Haftung
(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Pflichtprüfungen des Verbandes,
gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haftungsbeschränkun-
gen, insbesondere § 62 Abs. 2 GenG bzw. § 323 Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung
findet noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist
die Haftung des Verbandes für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit
Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und
Gesundheit, sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers
nach § 1 ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten
einzelnen Schadensfall entsprechend § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf
4.000.000,– EUR beschränkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit der
Genossenschaft stehen dem Verband auch gegenüber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller Ansprüche aus einer fahrlässigen
Pflichtverletzung des Verbandes her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchst-
betrag für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.

(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich
eines aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen
Schadens gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Fol-
gen einer Pflichtverletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem
oder in mehreren aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei
gilt mehrfaches, auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes
Tun oder Unterlassen als einheitlicher Verstoß, wenn die betreffenden
Angelegenheiten miteinander in rechtlichem oder wirtschaftlichem
Zusammenhang stehen. In diesem Fall kann der Verband nur bis zur
Höhe von 5.000.000,- EUR in Anspruch genommen werden. Die Be-
grenzung auf das Fünffache der Mindestversicherungssumme gilt nicht
bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflichtprüfungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von
sechs Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung
Klage erhoben wird und die Genossenschaft auf diese Folge hingewie-
sen wurde. Dies gilt nicht für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätz-
liches Verhalten zurückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften
Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit sowie bei Schäden, die
eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen. Das
Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu machen, bleibt unberührt.

10 Ergänzende Bestimmungen für Prüfungen
(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Verband geprüf-
ten und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.
Hat der Verband einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein
Hinweis auf die durch den Verband durchgeführte Prüfung im Lagebe-
richt oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit
schriftlicher Einwilligung des Verbandes und mit dem von ihm genehmig-
ten Wortlaut zulässig.

(2) Widerruft der Verband den Bestätigungsvermerk, so darf der Bestäti-
gungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat die Genossenschaft
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat sie auf Verlangen
des Verbandes den Widerruf bekanntzugeben.

11 Ergänzende Bestimmungen für Beratungen und
sonstige Tätigkeiten

(1) Der Verband ist berechtigt, bei allen Beratungen und sonstigen
Tätigkeiten, insbesondere bei der Beratung in Einzelfragen wie auch im
Fall der Dauerberatung, die von der Genossenschaft genannten Tatsa-
chen und sonstigen Angaben als richtig und vollständig zugrunde zu
legen. Der Verband hat jedoch die Genossenschaft auf von ihm festge-
stellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Ein Auftrag (z. B. Steuerberatungsauftrag) umfasst nicht die zur
Wahrung von Fristen erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass sich
der Verband hierzu ausdrücklich verpflichtet hat. In diesem Fall hat die
Genossenschaft dem Verband alle für die Wahrung von Fristen wesentli-
chen Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzule-
gen, dass dem Verband eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfü-
gung steht.

(3) Der Verband berücksichtigt bei seinen Beratungen und sonstigen
Tätigkeiten die wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und bei
Hilfeleistungen in Steuersachen ergänzend die wesentliche veröffentlich-
te Verwaltungsauffassung.

12 Elektronische Kommunikation
Die Kommunikation zwischen dem Verband und der Genossenschaft
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit die Genossenschaft eine Kom-
munikation per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforde-
rungen stellt, wie etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird die Genos-
senschaft den Verband entsprechend in Textform informieren.

13 Vergütung
Der Verband hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung An-
spruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Ausla-
genersatz verlangen. Mehrere Genossenschaften haften als Gesamt-
schuldner. Die Gebühren und Honorare richten sich nach den von den
zuständigen Organen des Verbandes festgesetzten Sätzen. Der Ver-
band ist vorbehaltlich einer anderen Regelung berechtigt, die Gebühren
und Honorare einschließlich des Auslagenersatzes im Banklastschriftver-
fahren zu erheben.

14 Gerichtsstand
Der Gerichtsstand ist der Sitz des Verbandes.
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